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Warum die kommende Bundesregierung 
Milliardär*innen besteuern, in  
soziale Gerechtigkeit investieren und 
Konzernmacht begrenzen muss



Milliardärsmacht beschränken,  
Demokratie schützen

In Zeiten multipler Krisen, unter deren Folgen die meisten 
Menschen leiden, werden Milliardär*innen und Multimillio-
när*innen immer reicher. Diese wachsende soziale Ungleich-
heit stellt Gesellschaften zunehmend vor Zerreißproben. Sie 
verstärkt geschlechtsspezifische und rassistische Diskrimi-
nierung, trägt maßgeblich dazu bei, dass die Klimakrise sich 
zu einer Katastrophe ausweitet1 – und untergräbt zusehends 
die Demokratie. Regierungen müssen jetzt dringend dafür 
sorgen, dass Superreiche einen finanziellen Mindestbeitrag 
zum Gemeinwohl leisten und Konzernmacht beschränkt wird. 
Nur so erreichen wir eine sozial und ökologisch gerechte und 
nicht zuletzt demokratische Zukunft für alle.



Vier neue Milliardär*innen  
pro Woche 

Weltweit ist im Jahr 2024 das Gesamtvermögen der Milliardär*in-
nen um zwei Billionen US-Dollar gestiegen. Ihr Vermögen wuchs 
damit 2024 dreimal schneller als 2023. Das Vermögen eines*einer 
Milliardär*in vergrößerte sich im Durchschnitt um zwei Millionen 
US-Dollar pro Tag. Bei den reichsten zehn Milliardären waren es 
sogar 100 Millionen US-Dollar pro Tag. Selbst wenn diese zehn 
Milliardäre über Nacht 99 Prozent ihres Vermögens verlieren wür-
den, blieben sie Milliardäre. Im Jahr 2024 kamen insgesamt 204 
neue Milliardär*innen hinzu. Dies entspricht durchschnittlich fast 
vier neuen Milliardär*innen pro Woche. Damit stieg die Zahl der 
Milliardär*innen gemäß Forbes-Reichenliste auf 2.769.2

In Deutschland stieg 2024 das Gesamtvermögen der Milliardär*in-
nen um 26,8 Milliarden US-Dollar. Es kamen neun neue Milliar-
där*innen hinzu, insgesamt sind es laut Forbes-Reichenliste 130. 
Deutschland hat damit nach den USA, China und Indien die meis-
ten Milliardär*innen.3 

Während Superreiche immer reicher werden, ist die Zahl der Men-
schen, die unter der erweiterten Armutsgrenze der Weltbank von 
6,85 US-Dollar leben, seit 1990 unverändert bei fast 3,6 Milliarden 
geblieben.4 Das entspricht aktuell 44 Prozent der Menschheit.5 
Frauen sind besonders von Armut betroffen.6 Weltweit müssen 
733 Millionen Menschen infolge von Armut hungern – etwa 152 Mil-
lionen mehr als 2019.7 Die Weltbank geht davon aus, dass es mehr 
als ein Jahrhundert dauern wird, die Armut zu überwinden, wenn 
die derzeitigen wirtschaftlichen Wachstumsraten anhalten und 
die Ungleichheit nicht abnimmt. Laut ihren Berechnungen könnte 
Armut dreimal schneller beseitigt werden, wenn die Ungleichheit 
verringert würde.8  

Viele Länder stehen vor dem Bankrott, sind durch Schulden ge-
lähmt und haben nicht die finanziellen Mittel, um Armut und 
Ungleichheit zu reduzieren. Länder mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen geben im Durchschnitt 48 Prozent ihres Haushalts für 
die Rückzahlung von Schulden aus. Das ist weit mehr als sie für 
Bildung und Gesundheit zusammen aufwenden.9 Die Situation ist 
für diese Länder besonders schwierig, aber auch darüber hinaus 
zeichnet sich ein besorgniserregendes Bild ab, wie Oxfam in sei-
nem jüngst veröffentlichten Commitment to Reducing Inequality 
Index, einer Ungleichheitsanalyse von 164 Ländern, zeigt: Vier von 
fünf Ländern weltweit haben in den letzten von Krisen geprägten 
Jahren den Anteil im Staatshaushalt für Bildung, Gesundheit und 
soziale Sicherung gekürzt; vier von fünf haben Rückschritte bei 
der Steuerprogression und neun von zehn bei Arbeitsrechten und 
Mindestlöhnen gemacht. Insgesamt sind neun von zehn Ländern 
in einem oder mehreren dieser drei Bereiche zurückgefallen. Ohne 
sofortige politische Maßnahmen zur Umkehrung dieses Trends 
wird daher die Ungleichheit in 90 Prozent der untersuchten Länder 
mit großer Sicherheit weiter zunehmen.10 Der ohnehin schon 
immense Druck auf die politische Stabilität würde damit noch 
größer – und damit auch die Gefahr für die Demokratie.

Extreme soziale Ungleichheit  
gefährdet die Demokratie 

Eines der grundlegendsten demokratischen Prinzipien ist das der 
politischen Gleichheit, also dass jeder wahlberechtigte Mensch 
eine Stimme und die gleiche Chance hat, sich direkt oder indirekt 
an politischen Entscheidungen zu beteiligen.11 Extreme soziale 
Ungleichheit erschüttert dieses Prinzip in seinen Grundfesten auf 
mindestens zwei sich überschneidende Arten: einerseits durch 
die extreme Konzentration von Vermögen und damit auch von poli-
tischer Macht in vergleichsweise wenigen privaten Händen und 
andererseits über den zunehmenden Vertrauensverlust breiter 
und vor allem ärmerer Bevölkerungsschichten in die Demokratie. 

Große Vermögen, insbesondere die der Superreichen, beruhen 
vor allem auf dem Besitz von und der Beteiligung an Konzernen, 
vornehmlich in Form von Aktien. Die damit einhergehende wirt-
schaftliche und finanzielle Macht führt dazu, dass Superreiche 
und ihre Unternehmen zunehmend Einfluss auf die Politik aus-
üben. Milliardär*innen streben überdurchschnittlich oft politische 
Ämter an, konzentrieren sich hierbei gezielt auf einflussreiche 
Positionen und haben damit oft Erfolg.12 Ganz aktuell zeigt das der 
Blick in die USA. 

Maßgeblicher ist jedoch der meist nicht so offensichtliche Ein-
fluss von Superreichen und Konzernen, zum Beispiel über die 
Finanzierung von Parteien13 und Politiker*innen, den Besitz und 
die Finanzierung von Medien und gezielte Lobby- und Öffentlich-
keitsarbeit im eigenen Geschäftsinteresse.14 Im Gesamtergebnis 
führt dies oftmals zu für sie vorteilhaften Gesetzen und Rege-
lungen. Studien zeigen, dass in vielen Ländern, darunter auch 
Deutschland, die Interessen von Reichen weit mehr politisches 
Gehör finden als die Anliegen der mittleren und unteren Ein-
kommensgruppen.15 Der daraus resultierende Teufelskreis aus 

steigender Macht von Konzernen und zunehmendem Einfluss ihrer 
Besitzer*innen auf Politik und Wirtschaft verschärft die soziale 
Ungleichheit immer weiter (siehe Grafik auf der nächsten Seite). 
An zwei Beispielen lässt sich dies besonders gut zeigen.
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Beispiel 1: Steuerpolitik im  
Interesse der Superreichen
Die Steuerpolitik ist einer der wichtigsten Hebel, die Regierungen 
zur Verfügung stehen, um Ungleichheit zu verringern. Eine hohe 
Besteuerung reicher Bevölkerungsteile hat ab Mitte des letzten 
Jahrhunderts in vielen Ländern dazu beigetragen, gerechtere 
Gesellschaften zu schaffen und soziale Ungleichheit zu verringern. 
Doch in den vergangenen Jahrzehnten wurde eine solche progres-
sive Besteuerung, nicht zuletzt aufgrund des massiven Drucks von 
Superreichen und ihren Lobbyverbänden, schrittweise demontiert. 
Heute profitieren Superreiche und Konzerne von Steuersenkungen 
und großzügigen Ausnahmeregelungen, während die Steuern für 
Milliarden von Menschen gestiegen sind. 

Superreichen nutzte beispielsweise die Senkung von Unter-
nehmenssteuern16, die unzureichende Besteuerung von Kapital-
erträgen, die Abschaffung von und Ausnahmeregelungen bei 
Erbschaftssteuern und die Abschaffung von Vermögensteuern. 
Die sinkenden Steuersätze für Reiche und Unternehmen haben 
viele Regierungen durch die Erhöhung von Verbrauchssteuern auf 
Waren und Dienstleistungen, wie der Mehrwertsteuer, ausgegli-
chen. Diese Steuern treffen die ärmsten Menschen unverhältnis-
mäßig stark, da sie einen höheren Anteil ihres Einkommens für 
Güter des täglichen Bedarfs ausgeben. Zwischen 1990 und 2017 
hat sich die Zahl der Länder mit einer Mehrwertsteuer von 50 auf 
mehr als 150 verdreifacht, während die Zahl der Länder mit einer 
Netto-Vermögenssteuer von zwölf auf vier gesunken ist.17

Zwei Drittel aller Länder haben keine Form der Erbschaftssteuer 
auf Vermögen, das an direkte Nachkommen weitergegeben wird. 
Die Hälfte der Milliardär*innen der Welt lebt in solchen Ländern.18 
Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass im Jahr 2023 
erstmals mehr neue Milliardär*innen durch Erbschaft als durch 
Unternehmer*innentum entstanden sind.19 Alle Milliardär*innen 
der Welt, die jünger als 30 Jahre sind, haben ihr Vermögen geerbt.20 
In den nächsten drei Jahrzehnten werden über tausend heutige 
Milliardär*innen mehr als 5,2 Billionen US-Dollar an ihre Erb*innen 
übertragen.21 Oxfam schätzt, dass insgesamt 36 Prozent des Ge-
samtvermögens der Milliardär*innen aus Erbschaften stammt22, in 
Deutschland sind es sogar 71 Prozent.23

Auch in Deutschland haben zahlreiche Steuerreformen dafür ge-
sorgt, dass die Steuersätze für große Vermögen und hohe Vermö-
genseinkommen in den letzten drei Jahrzehnten gesunken sind. 
Dazu gehörten unter anderem die Aussetzung der Vermögensteuer 
ab 1997, die Senkung der Unternehmensteuer 1999, 2002 und 
2008, die Einführung einer pauschalen Steuer auf Kapitalerträge 
2009 und Ausnahmen für große Unternehmensvermögen bei der 
Erbschaftsteuer 2009. Auf der anderen Seite wurde die Mehrwert-
steuer 2007 von 16 auf 19 Prozent erhöht.24

Lobbyverbände wie „Die Familienunternehmer“ und die „Stiftung 
Familienunternehmen und Politik“, hinter deren irreführenden 
Namen zahlreiche Weltkonzerne und Superreiche stehen, spielen 
bei der Durchsetzung einer solchen Steuerpolitik in Deutschland 

eine wesentliche Rolle.25 So stand beispielsweise die Stiftung 
Familienunternehmen im Zentrum der Lobbyarbeit rund um die ge-
nannten Erbschaftsteuerreformen.26 Allein im Jahr 2023 gaben bei-
de Organisationen laut Lobbyregister des Bundestages zusammen 
3,6 Millionen Euro nur für ihre Lobbyarbeit in Deutschland aus.27 

Insgesamt hat die reichenfreundliche Steuerpolitik den Effekt, 
dass Milliardär*innen und Multimillionär*innen in vielen Ländern 
der Welt effektiv weniger Steuern auf ihr Einkommen zahlen als 
der Rest der Bevölkerung.28 Auch Deutschland ist mittlerweile ein 
Hochsteuerland für Menschen, die für ihr Geld arbeiten, aber ein 
Niedrigsteuerland für Superreiche, die ihr Geld für sich arbeiten 
lassen können. Während Familien aus der Mittelschicht im Schnitt 
etwa 43 Prozent Steuern und Abgaben auf ihr Arbeitseinkommen 
zahlen, entrichten Multimillionär*innen und Milliardär*innen oft 
nur zwischen 25 und 30 Prozent auf ihr gesamtes Einkommen – 
und das, obwohl Unternehmenssteuern hier eingerechnet sind.29 
Vor den oben erwähnten Steuerreformen lag der geschätzte Ge-
samtsteuerbetrag in Bezug auf das Einkommen für Milliardär*in-
nen noch bei rund 60 Prozent.30

 

 

 

Quelle: Netzwerk Steuergerechtigkeit, Momentum Institut, Oxfam Deutschland (2024)31 

Die Steuerprivilegien von Superreichen haben auch gravierende 
Konsequenzen für die Staatskassen. Weltweit stammen heute 
rund 44 Prozent der Steuereinnahmen aus Verbrauchssteuern, 
während die Steuern für Unternehmen nur etwa 14 Prozent und 
auf Vermögen nur vier Prozent ausmachen.32 Deutschland schnei-
det auch hier im internationalen Vergleich unterdurchschnittlich 
ab. Seit Aussetzen der Vermögensteuer im Jahr 1997 ist die Erb-
schaftssteuer die einzige verbliebene Steuer mit Vermögensbezug 
und trägt weniger als ein Prozent zum gesamten Steueraufkom-
men bei.33 Auch das war früher anders: 1950 lag der Anteil von ver-
mögensbezogenen Steuern noch bei zehn Prozent.34 Allein durch 
die seit 1997 ausgesetzte Vermögensteuer sind Deutschland bis 
heute schätzungsweise 400 Milliarden Euro an Steuereinnahmen 
verloren gegangen. Aktuell würde sie mehr als 30 Milliarden Euro 
jährlich einbringen.35 Und das Potenzial ist weitaus größer: Würde 
Deutschland dem Beispiel der Schweiz folgen und Vermögen
steuern auf dem dortigen Niveau erheben, entspräche das jähr-
lichen Einnahmen von 73 Milliarden Euro.36 

Stattdessen trägt eine durch erhebliche Einflussnahme von Inte-
ressengruppen dominierte Steuerpolitik im Interesse der Super-
reichen dazu bei, die Kluft zwischen Arm und Reich zusehends zu 
vergrößern.
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Beispiel 2: Gewinne für Superreiche durch 
steigende Konzernmacht

Aktuell befindet sich die Welt auf einem Höhepunkt der welt-
weiten Konzernmacht. Immer weniger Unternehmen dominieren 
einzelne Branchen wie den Finanzsektor und die Pharmabran-
che. Obwohl Großunternehmen nur 0,7 Prozent aller Firmen in 
Deutschland ausmachen, kontrollieren sie 73,5 Prozent des Um-
satzes.37 Dieser starke Anstieg der Monopolmacht ist die Folge 
von politischen Verhältnissen, nachdem Staaten im Zuge des 
marktliberalen Zeitgeistes seit spätestens Ende der 1970er Jahre 
Handelsschranken abgebaut, Unternehmenssteuern gesenkt und 
die Befugnisse der Kartellbehörden beschnitten haben.

Große Marktmacht gibt einem Unternehmen die Möglichkeit, Preise 
zu setzen und höhere Gewinne einzufahren. Als eine Messgröße 
für Marktkonzentration gilt daher der durchschnittliche Preisauf-
schlag, also die Marge zwischen Einkaufs- beziehungsweise Pro-
duktions- und Verkaufskosten. Diese Werte sind geradezu explo-
diert: Während 1980 ein Unternehmen im Durchschnitt 17 Prozent 
auf den Preis aufschlug, waren es im Jahr 2016 bereits 60 Prozent.38 

Für Großkonzerne waren die letzten zwei Jahrzehnte dement-
sprechend außerordentlich lukrativ. Allein in den Jahren 2021 und 
2022 verzeichneten die größten Firmen einen Gewinnsprung von 
89 Prozent.39 Davon profitieren vor allem deren Eigentümer*innen 
und Großaktionär*innen: Während die Dividenden in Deutschland 
zwischen 2020 und 2023 um 27 Prozent gestiegen sind, sanken 
die Reallöhne um zwölf Prozent. Rechnet man die Inflation heraus, 
sind die Dividenden sogar fast zwölfmal stärker gewachsen als die 
Löhne.40 Angesichts dessen ist es nicht verwunderlich, dass die 
20 reichsten Menschen der Welt allesamt Eigentümer*innen oder 
Großaktionär*innen von Großkonzernen sind.41 

Großkonzerne üben politische Macht unter anderem über ihre 
Wirtschaftsverbände aus. So lobbyierten etwa der Bund der 
Deutschen Industrie (BDI), die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitsgeberverbände (BDA) und der Handelsverband Deutschland 
(HDE) intensiv gegen das deutsche und das europäische Liefer-
kettengesetz, das den Schutz von Menschenrechten bei den 
Zulieferern großer Unternehmen verbessern soll.42 Beide Gesetze 
wurden auf Druck der Lobby entschieden geschwächt, obwohl 
eine große Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland sie befür-
wortet.43 Um ihre Interessen durchzusetzen, investieren Konzerne 
enorme Summen in Lobbyarbeit. Laut europäischem Transparenz-
register gab etwa Meta im Jahr 2023 für Lobbying auf EU-Ebene 
knapp 10 Millionen Euro aus, Apple etwa 7 Millionen und Google 
6,5 Millionen.44

Die Konsequenz dieser massiven Lobbyaktivitäten auf die Politik 
sind Wirtschaftsstrukturen, die vor allem für Konzerne und ihre 
reichen Haupteigentümer*innen von Vorteil sind.
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Schwindendes Vertrauen  
in die Politik

Eine Politik, die in der Summe die Reichen bevorzugt und Ar-
mut und soziale Ungleichheit grassieren lässt, untergräbt den 
Glauben vieler Menschen an die Demokratie. In immer mehr 
Ländern sinkt das Vertrauen in die etablierten politischen 
Parteien und die Regierungen.46 Das bereitet den idealen 
Nährboden für rechtsextreme und -populistische Kräfte.

In Deutschland haben insbesondere Menschen in Armut oder 
mit prekären Einkommen nicht nur eine geringere politische 
Teilhabe, sondern auch weniger Vertrauen in das politische 
System und seine Institutionen und gehen häufiger von un-
lauteren Absichten der Parteien aus. Nur etwas mehr als 
50 Prozent der Bevölkerung in der unteren Einkommenshälfte 
sind mit unserer Demokratie zufrieden.47 Auch die Wahlbe-
teiligung fällt im Vergleich zu den 1970er oder 1980er Jahren 
heute nicht nur niedriger, sondern auch ungleicher aus: Die 
Wahrscheinlichkeit, nicht zu wählen, ist bei Deutschen mit 
geringem Einkommen und niedriger formaler Bildung beson-
ders hoch.48 Darüber hinaus engagieren sich Nicht-Akademi-
ker*innen immer seltener politisch und werden auch immer 
seltener selbst Abgeordnete.49 Insgesamt ist die Abkehr vom 
politischen System in der ärmeren Hälfte der Bevölkerung und 
bei Arbeiter*innen am weitesten fortgeschritten.50 

Die im Rahmen der letzten Krisenjahre verstärkten mate-
riellen Sorgen und Abstiegsängste reichen in Deutschland 
mittlerweile weit in die Mittelschicht hinein.51 Vor diesem 
Hintergrund gedeihen rechtspopulistische Kräfte wie die AfD. 
Ihre Wähler*innen haben ein besonders geringes Vertrauen 
in Institutionen.52 Unter den Anhänger*innen der AfD finden 
sich häufiger Menschen mit geringen bis mittleren Einkom-
men und Arbeiter*innen.53 Bei letzteren schickt sich die AfD 
sogar an, zur stärksten politischen Kraft zu werden.54 Dies 
zeigte sich beispielsweise bei der Europawahl 2024: Während 
die Volksparteien in der Gesamtbevölkerung rund die Hälf-
te der Stimmen für sich gewinnen konnten, waren es unter 
Arbeiter*innen und Geringverdiener*innen nur 30 Prozent. 
Die Ampelparteien erreichten hier zusammen nur 20 Prozent 
und damit deutlich weniger als die AfD.55 Befeuert wird diese 
Entwicklung durch die Macht großer Konzerne und Eigentü-
mer*innen, denn die großen Tech-Konzerne erhalten immer 
größeren Einfluss auf die Meinungsbildung, z.B. durch Algo-
rithmen in den sozialen Medien, die skandalöse und negative 
Berichterstattung bevorzugen. Das nützt vor allem rechten 
Kräften. So bekam die AfD auf TikTok im Vorfeld der ostdeut-
schen Landtagswahlen bei jungen Wähler*innen doppelt so 
viel Sichtbarkeit wie alle anderen Parteien zusammen.56

Einsparungen, wie sie aktuell die deutsche und viele weitere 
Regierungen durchsetzen, gießen weiter Öl ins Feuer. Eine 
Reihe von Studien zeigt beispielweise, dass Sparmaßnahmen 
in Europa erheblich zum Aufschwung rechtspopulistischer 
Parteien beigetragen haben.57

Ungleichheit, Superreichtum und 
Konzernmacht: ein koloniales Erbe 
Unsere zutiefst ungleiche Welt blickt auf eine lange Ge-
schichte kolonialer Vorherrschaft zurück, von der vor allem 
die reichsten Menschen profitiert haben. In der Kolonialzeit 
entstand ein globales Handelssystem, das von Europa aus 
entwickelt wurde und die internationalen Wirtschaftsbezie-
hungen grundlegend prägte. Dieses System beherrschte nicht 
nur die globalen Handelsnetze, sondern hemmte auch aktiv 
die industrielle Entwicklung in den Kolonien und beutete deren 
Ressourcen aus. 

Bis heute wirken neokoloniale Strukturen fort, die die unglei-
chen Wirtschafts- und Handelsbeziehungen, ungleiche Macht-
verteilung und die Ausbeutung von Ressourcen zugunsten der 
industrialisierten ehemaligen Kolonialstaaten aufrechterhal-
ten. IWF, Weltbank und andere globale Institutionen sowie die 
Finanzmärkte werden weiterhin von den Ländern des Globalen 
Nordens dominiert. Sie setzen noch immer Regeln, von denen 
sie selbst und die aus Ihnen stammenden Konzerne und deren 
Eigentümer*innen profitieren. Beispielsweise werden bislang 
in der OECD als Vereinigung der Industrieländer die wesent-
lichen internationalen Steuerregeln für Konzerne verhandelt, 
nicht bei den Vereinten Nationen. Einkommensschwachen 
Ländern entgehen durch die Steuervermeidung von Konzernen 
mindestens 100 Milliarden US-Dollar pro Jahr58, und zwischen 
1970 und 2023 zahlten die Regierungen des Globalen Südens 
3,3 Billionen US-Dollar an Zinsen an die Gläubiger im Globalen 
Norden.59 Durch diese und weitere Mechanismen wird der Süd-
Nord-Transfer von in den einkommensschwachen Ländern 
dringend benötigten Finanzmitteln manifestiert.

Hauptnutznießer*innen dieser Machtverhältnisse waren und 
sind die herrschenden Klassen in den Ländern des Globalen 
Nordens. In der Zeit des Kolonialismus wurde der Grundstein 
für viele Vermögen gelegt, von denen einige über Generatio-
nen weitergegeben wurden. Heute leben mehr als zwei Drittel 
der Milliardär*innen immer noch in den reichen Ländern des 
Globalen Nordens, obwohl in diesen Ländern nur ein Fünftel  
der Weltbevölkerung lebt.60 

Das Modell des multinationalen Unternehmens, das Arbei-
ter*innen im Globalen Süden ausbeutet, um Profite und Divi-
denden für seine wohlhabenden Aktionär*innen im Globalen 
Norden zu erwirtschaften, ist im Zeitalter des Kolonialismus 
entstanden. Heute beherrschen große multinationale Konzerne 
die globalen Lieferketten und profitieren von billigen Arbeits-
kräften und der fortgesetzten Ausbeutung von Ressourcen 
aus dem Globalen Süden. Sie kassieren den größten Teil der 
Gewinne und halten Abhängigkeit, Ausbeutung und Kontrolle 
mit wirtschaftlichen Mitteln aufrecht. 

Mehr Details im englischsprachigen Oxfam-Bericht „Takers  
not Makers – The unjust poverty and unearned wealth of 
colonial inheritance”: www.oxfam.de/takers-not-makers
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Oxfams Forderungen  
an die kommende 
Bundesregierung
 
Die zunehmende Macht von Superreichen und 
Konzernen verschärft die soziale Ungleichheit 
und ist eine Gefahr für die Demokratie. Um sie 
einzudämmen, sind entschiedene politische 
Maßnahmen nötig. Es gilt Superreiche wieder 
stärker in die gesellschaftliche Verantwortung zu 
nehmen und sie endlich angemessen zu besteu-
ern. So können die für die Bekämpfung von Armut 
und Ungleichheit so wichtigen Investitionen in 
soziale Gerechtigkeit, die Gleichstellung der Ge-
schlechter und den Klimaschutz hier und welt-
weit gestemmt werden.61 Unabdingbar ist zudem 
die Marktmacht von Konzernen zu beschränken, 
um ihren immensen Einfluss und den ihrer Be-
sitzer*innen zurückzudrängen. Die kommende 
Bundesregierung sollte daher:

1.	 SUPERREICHE GERECHT BESTEUERN: 
MILLIARDÄRSSTEUER EINFÜHREN!

2024 hat Brasilien im Rahmen seiner G20-Präsidentschaft einen 
Vorstoß für eine global koordinierte Mindeststeuer für Multimillio-
när*innen und Milliardär*innen gemacht. Gabriel Zucman, Ökonom 
und Direktor des EU-Tax-Observatory, hat einen entsprechenden 
Vorschlag erarbeitet, der eine globale Mindeststeuer von zwei Pro-
zent auf das Vermögen von Superreichen vorsieht.62 Die geschätz-
ten zusätzlichen Einnahmen lägen bei weltweit 242 Milliarden bis 
377 Milliarden US-Dollar. In Deutschland würde die Steuer je nach 
Ausgestaltung Einnahmen von elf bis 28 Milliarden Euro einbringen 
und nur etwa 250 bis 5.000 Haushalte betreffen.63

Eine Vermögensteuer von zwei Prozent würde die Steuersätze von 
Milliardär*innen und Multimillionär*innen etwa auf das Niveau des 
Steuer- und Abgabenbeitrags von Mittelschichtsfamilien heben.64 
Eine Milliardärssteuer wäre daher ein wichtiger erster Schritt, um 
eine der großen Gerechtigkeitslücken im bestehenden Steuer-
system zu schließen und damit auch Vertrauen in Politik und die 
Demokratie wiederherzustellen.

Die nächste Bundesregierung sollte daher diese Steuer in 
Deutschland umsetzen und eine zweiprozentige Vermögensteuer 
für Multimillionär*innen und Milliardär*innen einführen. 

Zudem sollte sie die Umsetzung einer solchen Steuer auf inter-
nationaler Ebene unterstützen und sich insbesondere dafür ein-
setzen, dass nicht nur Milliardär*innen, sondern auch Multimillio-
när*innen besteuert werden. 
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2.	INVESTITIONEN IN SOZIALE GERECHTIGKEIT  
UND KLIMASCHUTZ STÄRKEN

Die so generierten Finanzmittel werden dringend benötigt, um den fiskali-
schen Spielraum zu erhöhen, die eklatanten Investitionslücken im Bereich 
sozialer Gerechtigkeit zu schließen und Deutschlands internationaler Ver-
antwortung gerecht zu werden. 

Gute, für alle zugängliche und die Geschlechtergerechtigkeit und Inklusion 
fördernde Bildungs-, Gesundheits- und soziale Sicherungssysteme sind 
Grundpfeiler sozialer Gerechtigkeit und tragen wesentlich zu politischer 
Stabilität und damit zur Stärkung der Demokratie bei. Doch die Lücke bei 
Investitionen in öffentliche Infrastruktur beträgt über die kommenden zehn 
Jahre nach Angaben von Wirtschaftswissenschaftler*innen mindestens 
600 Milliarden Euro. Für Zukunftsinvestitionen in Klimaschutz, Bildung und 
öffentliche Infrastrukturen sind also jährlich mindestens 60 Milliarden Euro 
zusätzlich nötig.65

In einer Zeit, in der die überwiegende Mehrheit der Menschen in wirtschaft-
lich benachteiligten Ländern unter den Folgen multipler Krisen, unter an-
derem der Klimakrise, leiden und dringend Unterstützung benötigen, wird 
Deutschland zudem seiner internationalen Finanzierungsverantwortung 
immer weniger gerecht. Die Ampelregierung hat von 2022 bis 2025 Kür-
zungen der Entwicklungszusammenarbeit von 3,1 Milliarden Euro (minus 
23 Prozent) und rund 1,5 Milliarden Euro bei der humanitären Hilfe (minus 
59 Prozent) beschlossen oder anvisiert66 – ein Skandal angesichts der Tat-
sache, dass im gleichen Zeitraum etwa der weltweite Bedarf an humanitä-
ren Mitteln dramatisch gestiegen ist. So droht Deutschland zukünftig seine 
Zusage zu brechen, 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE) für 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe aufzubringen.  

Die nächste Bundesregierung sollte daher neue finanzielle Spielräume 
u.a. dafür nutzen, den Anteil der öffentlichen Ausgaben für Entwicklungs-
zusammenarbeit (ODA-Quote) von mindestens 0,7 Prozent des BNE einzu-
halten. 0,2 Prozent des BNE sollten in die einkommensschwächsten Länder 
fließen. Dabei müssen insbesondere Investitionen in Bildung, Ernährungs-
souveränität, Gesundheit und soziale Sicherung priorisiert werden, vor 
allem durch eine höhere Unterstützung multilateraler Instrumente wie der 
Globalen Bildungspartnerschaft.

Zudem sollte Deutschlands feministische Entwicklungs- und Außenpolitik 
konsequent weitergeführt werden. Dafür sollten unter anderem der An-
teil der entwicklungspolitischen Projekte, die explizit auf Geschlechter
gerechtigkeit abzielen, weiter ansteigen und von wirtschaftlich benachtei-
ligten Ländern geführte feministische Fonds gefördert und auskömmlich 
finanziert werden. 

Die nächste Bundesregierung sollte zudem einkommensschwachen Län-
dern deutlich mehr finanzielle Unterstützung im Kampf gegen die Klima-
krise bereitstellen. Das bisherige Ziel von jährlich sechs Milliarden Euro aus 
dem Bundeshaushalt sollte perspektivisch auf mindestens zehn Milliarden 
Euro angehoben werden. Des Weiteren gilt es das eigentlich schon für 
die derzeitige Legislaturperiode vereinbarte Klimageld nach der nächsten 
Bundestagswahl einzuführen – für eine sozial gerechte Transformation in 
Deutschland.

3. 	 KONZERNMACHT  
ABBAUEN

Statt eine immer größere Anhäufung von Macht bei ein-
zelnen Konzernen und ihren Besitzer*innen zuzulassen, 
gilt es vor allem am Gemeinwohl orientierte Wirtschafts-
strukturen zu schaffen. 

Das Bundeskartellamt und die EU-Kommission sollten 
die Situation in hochkonzentrierten Sektoren analysie-
ren und konkrete Maßnahmen ergreifen, bis hin zu Ent-
flechtungen gegen Marktkonzentration. Dabei muss ein 
besonderer Fokus sowohl auf Big Tech-Konzernen liegen, 
deren Einfluss auf Politik und Meinungsbildung immer 
problematischer wird, als auch auf dem Lebensmittel-
einzelhandel. Dieser wird in Deutschland von nur vier 
großen Supermarktketten beherrscht. Durch ihre Markt-
macht können sie Druck auf Bäuer*innen ausüben und 
Preise für Verbraucher*innen erhöhen – während etwa 
die Eigentümer*innen von Aldi und Lidl ihr Milliarden
vermögen ausbauen. 

Die nächste Bundesregierung sollte die Fusionskontrolle 
verstärken und die Möglichkeit schaffen, strategische 
Aufkäufe potenzieller innovativer Wettbewerber, etwa 
im Digitalbereich, zu untersagen. Die Schwellenwerte für 
eine marktbeherrschende Stellung sollten gesenkt wer-
den, sodass Marktkonzentration frühzeitiger gebremst 
werden kann. Auch auf EU-Ebene muss sich die Bundes-
regierung für eine Stärkung des Kartellrechts einsetzen.

Für ausführliche Informationen zu Oxfams Empfehlungen 
an die Parteien zur Bundestagswahl 2025 siehe:  
www.oxfam.de/empfehlungen-an-parteien-btw25

https://www.oxfam.de/empfehlungen-an-parteien-btw25
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